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In der aktuellen politischen Debatte finden sich zahlreiche Vor-
schläge zur Begrenzung des Hochschulzugangs und -ver-
bleibs und zur Neudefinition des Bildungsbegriffes. Die An-
griffe finden hierbei auf zahlreichen Ebenen statt und fokus-
sieren sich aktuell in der Eliten-Debatte der SPD. Scharnier
und Kristallisationspunkt aller gehandelten Modelle sind ver-
schiedene Studiengebührenmodelle, die im Folgenden disku-
tiert werden sollen.
Voraussichtlich im Sommer wird das Bundesverfassungsge-
richt (BVerfG) über die Klage von sechs unionsgeführten Bun-
desländern gegen das 6. Änderungsgesetz zum Hochschul-
rahmengesetz entscheiden. Neben der Frage um eine Ein-
führung von verfassten Studierendenschaften in Bayern und
Baden-Württemberg geht es v.a. um das Verbot von Studien-
gebühren im Erststudium. Die rot-grüne Bundesregierung
hatte dieses unzureichende und löchrige Verbot im Herbst
2002 durch den Bundestag festschreiben lassen. Die Unions-
länder bezweifeln nun, dass der Bund für die Frage der Studi-
engebühren eine Regelungskompetenz besitzt. Sollte das
BVerfG das Änderungsgesetz für verfassungswidrig erklären,
so droht ein Wettlauf einzelner Bundesländer um die Ein-
führung genereller Gebühren.

Studiengebühren sind gerecht
Studiengebühren, so eines der vorgebrachten Argumente der
BefürworterInnen, seien gerecht; schließlich bezahlten ja alle
über ihre Steuern das Hochschulstudium, davon profitierten je-
doch nur die Studierenden.1 Daher, so eine populäre Forde-
rung, sollen diejenigen für das Studium bezahlen, die auch un-
mittelbare NutznießerInnen des Studiums sind – die Studie-
renden eben. Es wird übersehen, dass AkademikerInnen
schon heute durch den entgangenen Glättungsvorteil der pro-
gressiven Einkommensbesteuerung mehr an den Staat zah-
len als NichtakademikerInnen. Die durch die längere (Aus)
Bildungszeit bedingte kürzere Lebensarbeitszeit bei durch-
schnittlich höherem Lebenseinkommen gegenüber Nichtaka-
demikerInnen führt dazu, dass Studierende in höhere Steuer-
klassen fallen und somit nicht nur absolut, sondern auch rela-
tiv mehr Einkommensteuern an den Staat abführen. Somit re-
finanzieren sie ihren Studienplatz im Durchschnitt schon durch
den höheren Steuersatz. Und: Sollte man das oben genannte
Argument ernst nehmen, so würden zwangsläufig Menschen

mit geringerem finanziellen Hintergrund noch schlechter ge-
stellt, könnten sie sich ein Studium doch endgültig nicht mehr
leisten. 
Es sei an dieser Stelle auch auf die implizierte Umdeutung des
Bildungsbegriffes hingewiesen: Das Hochschulstudium soll zu
einer „Investition in das eigene Humankapital“ verkommen,
der „Return on Investment“ ist das zu erwartende Einkommen.
Das Studium dient demnach als Zukunftsanlage, die sich in
Form höheren Einkommens verzinst. Damit muss aber schon
die Wahl eines Studienganges unter einem Investitionskalkül
erfolgen und kann nicht etwa persönlichen Neigungen oder
gesellschaftlichen Relevanzkriterien geschuldet sein.

Das ‚Langzeit’-Studium
Eine gängige Methode zur Steuerung des Bildungsverhaltens
ist die Bestrafung der Studierenden ab einer gewissen Seme-
sterzahl durch so genannte Langzeitstudiengebühren.2 Dies
wird gemeinhin als „gerecht“ empfunden, suggeriert doch
schon der Begriff, dass „Langzeitstudierende“ den Studien-
platz über Gebühr beanspruchen. Dabei wird ignoriert, dass
sich diese Studierenden i.d.R. nicht dadurch auszeichnen,
dass das gleiche Seminar drei Mal besucht wird. Vielmehr
strecken sie ihr Studium auf einen längeren Zeitraum und neh-
men somit nicht mehr Leistungen der Hochschulen in An-
spruch als Studierende in der Regelstudienzeit.
Verfolgt man die Debatte über ‚Langzeit’-Studiengebühren,
wie sie derzeit v.a. in Bayern und Hessen geführt wird, so ver-
misst man Aussagen darüber, was eigentlich die Gründe für
ein langes Studium sind. Man kann diese jedoch ziemlich klar
benennen: Zum einen ist die Ausstattung und Struktur der
Hochschulen häufig problematisch. Fälle, in denen Seminar-
plätze verlost werden sind keine Seltenheit, unsinnige und
unübersichtliche Prüfungsordnungen verschärfen dies oft
noch. Die Tatsache, dass die durchschnittliche Studiendauer
im Fach Germanistik (Magister) im Jahr 2001 in Bonn bei 9,9
und in Duisburg bei 17 Semestern lag, lässt sich nicht damit
erklären, dass alle Studierenden in Duisburg faul oder dumm
sind. 
Des Weiteren sind finanzielle Gründe Ausschlag gebend für
lange Studienzeiten. Je „ärmer“ die Eltern sind, desto wahr-
scheinlicher ist es, LangzeitstudierendeR zu werden.3 Dies
leuchtet ein, verbringen doch zwei Drittel der Studierenden
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aber, wenn die Hochschulen auf Massen angewiesen sind?
Sie werden zunächst gezwungen, Studiengänge mit einer
starken Nachfrage bereitzustellen. Da sich so genannte
„Orchideenfächer“ gerade nicht durch eine starke Nachfrage
auszeichnen, droht diesen wie auch kleinen Hochschulen die
Pleite. Konsequenter Weise würde eine solche Nicht- bzw.
nicht hinreichende Finanzierung wegen der zu ‚geringen’
Nachfrage zur Schließung solcher Angebote führen. Sollen die
Hochschulen über die Nachfrage finanziert werden, so müs-
sen auch die Arbeitsverhältnisse der Angestellten der Hoch-
schule weiter prekarisiert werden, schließlich muss das Aus-
bleiben der Nachfrage aus Finanzierungsgründen mit Perso-
nalabbau beantwortet werden.7

Auch aus Sicht der Studierenden ist das Modell der Bildungs-
gutscheine alles andere als vorteilhaft: Zum einen wegen der
drohenden Gebühren spätestens nach dem Aufbrauchen des
staatlich finanzierten Kontingents, zum anderen wegen der
strukturellen Änderungen, die eine nachfrageorientierte Hoch-
schulfinanzierung mit sich bringt. Die Hochschulen werden ihr
Angebot aus reinem Refinanzierungsinteresse an der Nach-
fragerInnenmenge ausrichten müssen, was zwangsläufig zu
einer Einschränkung der Wahlmöglichkeiten führt. 

Weitaus tragischer sind jedoch die Konsequenzen für den
Hochschulzugang, unterstellt das Konzept der nachfrageori-
entierten Hochschulfinanzierung doch, dass potentielle Stu-
dierende auf „Qualitätsmerkmale“ reagieren, d.h., dass ein
qualitativ hochwertiges Angebot auch zu einer verstärkten
Nachfrage führt. Wenn dies stimmt, so wird zumindest ein
großer Teil der Studierenden an die beste Hochschule wollen.

einen Teil des Studienlebens damit, sich ihren Lebensunterhalt
zu verdienen – Zeit, die für das Studium nicht zur Verfügung
steht. Diese hohe Zahl jobbender Studierender verweist im
Übrigen auch darauf, dass staatliche Transferleistungen wie
das BAföG völlig unzureichend sind.
Ein weiterer Grund, der für die Einführung von Gebühren für
„Langzeitstudierende“ angeführt wird, sind angebliche Ver-
günstigungen durch den Studierendenstatus. Schaut man sich
dieses Argument genauer an, so wird seine Fadenscheinigkeit
deutlich: Staatliche Transferleistungen (BAföG und Kinder-
geld) laufen aus, bevor man die oft als willkürliche Grenze ge-
zogene Regelstudienzeit plus vier Semester erreicht hat. Die
Familienmitversicherung bei den Krankenkassen endet mit
Ablauf des 25. Lebensjahrs (ggf. plus Wehr- und Zivildienst-
zeit) und vom Bezug von Sozialhilfe sind Studierende gesetz-
lich ausgeschlossen. Weitere Vergünstigungen wie verbilligte
Abos sind Werbemaßnahmen der freien Wirtschaft und scha-
den weder Staat noch Wirtschaft. 
Das viel bemühte Beispiel des Semestertickets macht die
ganze Schräge der Debatte deutlich: Das Semesterticket lebt
in den meisten Modellen von einer Pflichtabnahme durch alle
Studierenden und ist somit eine Massenabnahme, die auf
einem privatwirtschaftlichen Vertrag zwischen Studierenden-
schaften und Verkehrsverbünden gründet. Was als tatsächli-
che staatliche Zusatzleistung bleibt, sind die ermäßigten Ein-
tritte in öffentliche Einrichtungen; rechnet man hier den Verlust
von 75 Euro pro Monat bei der Rente dagegen, die sich aus
der Verkürzung der Anrechnungszeit der Ausbildung auf die
Rente ergibt, so bleibt festzuhalten: „Langzeitstudierende“ lie-
gen niemandem auf der Tasche außer sich selbst. Die Erfah-
rungen in Baden-Württemberg zeigen zudem: Langzeitge-
bühren erzeugen Abbrüche statt Abschlüsse.4

Bildungsgutscheine und nachfrageorientierte Hoch-
schulfinanzierung
Als innovative Idee zur Verhinderung von ‚Langzeit’-Studien-
gebühren stellten die Länder Nordrhein-Westfalen (NRW) und
Rheinland-Pfalz ein Studienkontenmodell vor, das auch in an-
deren Ländern wie Berlin diskutiert wird. Abgesehen davon,
dass die Studienkonten, die in NRW eingeführt worden sind,
faktische ‚Langzeit’-Studiengebühren sind, sind Studienkonten
lediglich eine Version von Bildungsgutscheinen – und diese
sind nicht sonderlich innovativ, sondern lassen sich minde-
stens auf Milton Friedman, den „maßgebliche[n] Anführer der
Keynesschen Gegenrevolution“5 zurückführen.6 Grundgedan-
ke der Bildungsgutscheinmodelle ist, dass jedeR Studierende
ein gewisses Kontingent – öffentlich oder privat finanziert – an
Semesterwochenstunden oder ähnlichen Maßeinheiten erhält
und diese Gutscheine an Hochschulen einlösen kann. Die
Hochschulen wiederum erhalten pro eingenommenem Gut-
schein einen gewissen Geldbetrag vom Staat. Somit wird die
Finanzierung einzelner Fachbereiche an die Nachfrage ge-
knüpft. Bildungsgutscheine sind demnach ein allokatives In-
strument zur Verteilung öffentlicher Mittel, welche dadurch,
dass man zu den Gutscheinen einen private Zahlung verlangt,
eingeschränkt werden können und so Studiengebühren er-
möglicht werden. 
Kern dieses Modells ist die nachfrageorientierte Hochschulfi-
nanzierung. Damit könne man, so die BefürworterInnen, die
Hochschulen zwingen, ihr Angebot zu optimieren, sind sie
doch auf viele Studierende angewiesen. Was bedeutet es
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Da diese ihre Qualität bspw. durch ein gutes Betreuungsver-
hältnis und ausreichend Hörsaalkapazitäten begründet, ist die
Hochschule gezwungen, eine Zulassungsschranke einzu-
führen. Diese Zulassungsschranke muss jedoch berücksichti-
gen, dass weniger Studierende auch Mindereinnahmen be-
deuten. Es bietet sich demnach eigentlich nur die Variation des
Preises der Bildungsgutscheine als systemisch logisch an.
Dies wiederum führt zu einer Aufspaltung in teuere ‚Elite’-
Hochschulen und günstigere Hochschulen für den Rest. Auch
wenn das derzeitig in NRW (noch) ausgeschlossen ist, haben
wir hier die Folgen der Elite-Debatte deutlich vor Augen.
In diesem Zusammenhang ist auch der Begriff der „Qualität“
zu problematisieren. Im Hochschulbereich ist eine Markt-
transparenz nicht gegeben, so dass unter „Qualität“ zwangs-
läufig das verstanden wird, was in Rankings und anderen
zweifelhaften Maßstäben wie der Einwerbung von Drittmitteln
ermittelt wird. Die Hochschulen werden daher einen nicht
unerheblichen und weiter steigenden Anteil ihres Budgets in
Werbemaßnahmen zur Imagepflege – auf neudeutsch: „Pro-
filbildung“  – stecken; Geld, das besser in Forschung und
Lehre aufgehoben wäre.

Nachgelagerte Studiengebühren
In der aktuellen Debatte fällt immer wieder das australische
Modell der nachgelagerten Studiengebühren, das Higher Edu-
cation Contribution Scheme (HECS) als Vorbild. Dies hat so-
wohl der thüringische SPD-Chef Matschie als auch die baden-
württembergische Landesregierung schon benannt. Dabei soll
man während des Studiums die Studiengebühren in Form von
Schulden anhäufen und diese Schulden nach dem Studium
einkommensabhängig zurück zahlen. Damit, so die Befürwor-
terInnen, seien diese Gebühren sozial gerecht und brächten
den Hochschulen mehr Geld. 
Schaut man sich die australische Realität an, so stellt man
zunächst fest, dass Hochschulen heute weniger Geld zur Ver-
fügung haben als vor Einführung der Gebühren.8 Des Weite-
ren hatten die AustralierInnen erkannt, dass dieses Modell die
Bildung als „Investition in das eigene Humankapital“ umdefi-
niert. Anders ist die Aufsplittung der Gebühren in drei Preis-
kategorien nicht zu erklären. Besonders teuer sind Medizin
und Jura, besonders „günstig“ die Geistes- und Kulturwissen-

schaften, in der Mitte liegen die Naturwissenschaften. Da
diese Abbildung der Preise nicht den Kosten in der Entstehung
entspricht, (Jura ist z.B. eine reine Buchwissenschaft) will der
Staat hier offensichtlich potentielle ökonomische Verwer-
tungsmöglichkeiten abbilden. Damit wird das Studium lediglich
zu einer Investition und erfolgt nicht nach gesellschaftlichen
Zielvorgaben oder persönlichen Neigungen. Das Modell ist
drittens Frauen diskriminierend, da Frauen nach wie vor we-
niger Geld verdienen als Männer und daher länger ihre Ge-
bührenschulden abzahlen müssen. 
Die weiteren Probleme des australischen Modells, wie etwa
die Möglichkeit der Direktzahlung bei teilweisem Gebührener-
lass oder die Tatsache, dass nur ein Teil der Studienplätze
HECS-Plätze sind, seien hier außen vor gelassen, um noch
ein paar Spezifika der deutschen Debatte aufzugreifen. So
wird in Deutschland davon ausgegangen, dass die Schulden
zu verzinsen seien, im Gespräch waren 7 % Zinsen. Damit
würden die Schulden weiter explodieren. Bedenkt man, dass
die Bundesregierung im Jahr 2001 die Bafög-Schulden auf
10.000 Euro begrenzt hat, weil zu hohe Schulden Menschen
aus bildungsfernen Schichten vom Studium abschrecken, so
wird deutlich, was für eine Auswirkung nachgelagerte Studi-
engebühren auf die soziale Zusammensetzung der Studie-
rendenschaften haben. Die Eintreibung von Geldern bei öko-
nomisch Potenten ist richtig, kann jedoch sinnvoll und gerecht
nur über eine progressive Einkommensteuer gewährleistet
werden und nicht mit einer Sondersteuer, die sich am forma-
len Bildungsgrad fest macht.

Exzellent und elitär
Die Debatte um Elitehochschulen, Einschränkung der Hoch-
schulzugangsberechtigung und Studiengebühren sind jeweils
andere Seiten der gleichen Medaille. Es geht darum, soziale
Risiken zu individualisieren, d.h., das Studium zu einer Inve-
stition umzudefinieren. Bei Investitionen muss eben auch das
Risiko der „Fehlinvestition“ selbst getragen werden. Studien-
gebühren verbessern die Stellung von Studierenden nicht, da
sie als „KundInnen“ noch weniger Einfluss auf die Ausgestal-
tung der Hochschule werden ausüben können als als Mitglie-
der mit den derzeit rudimentären Mitbestimmungsrechten. Die
Hochschulen müssen sozial durchlässiger werden. Noch
immer entscheidet die Herkunft über die Wahrscheinlichkeit
eines Studiums. Dies kann weder durch Studiengebühren
noch durch Zulassungsbeschränkungen aufgehoben werden
– im Gegenteil. Die Debatte über Elitehochschulen lenkt dabei
von einem Problem ab, das heute schon existiert, da die Bil-
dungsbeteiligung von ArbeiterInnenkindern denkbar schlecht
ist: Wer von Elite spricht, darf von der Masse nicht schweigen.
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